
 
 

BAWAG Group AG 

Wien, FN 269842 b 

(die „Gesellschaft“) 

 

AT0000BAWAG2 

 

Veröffentlichung der Beschlüsse der Hauptversammlung vom 30. Oktober 2020 über  

die Ermächtigung zum Rückerwerb eigener Aktien gemäß § 65 Abs 1 Z 8 iVm Abs 1a iVm 

Abs 1b AktG 

(Veröffentlichung gemäß § 65 Abs 1a AktG bzw § 119 Abs 9 BörseG iVm § 2 VeröffentlichungsV) 

 

In der am 30. Oktober 2020 abgehaltenen Hauptversammlung der Gesellschaft wurden die nachste-

henden Beschlüsse betreffend den Rückerwerb eigener Aktien gefasst:  

 

"a. Der Vorstand wird für die Dauer von 30 Monaten ab dem Tag der heutigen Beschlussfas-

sung gemäß § 65 Absatz 1 Z 8 sowie Absatz 1a und 1b AktG ermächtigt, eigene Aktien der 

Gesellschaft zu erwerben. 

Der beim Rückerwerb je Aktie zu leistende Gegenwert darf die Untergrenze von EUR 1,00 (= 

rechnerischer Anteil jeder Aktie am Grundkapital) nicht unterschreiten und darf nicht mehr 

als 30% über dem nach Handelsvolumina gewichteten durchschnittlichen Börsenkurs der 

letzten 20 Börsetage vor dem jeweiligen Erwerb betragen; im Falle eines öffentlichen Ange-

bots ist der Stichtag für das Ende des Durchrechnungszeitraums der Tag, an dem die Absicht 

bekannt gemacht wird, ein öffentliches Angebot zu stellen (§ 5 Abs 2 und 3 ÜbG). Der Vor-

stand ist zur Festsetzung der Rückerwerbbedingungen ermächtigt. 

Der Vorstand kann diese Ermächtigung innerhalb der gesetzlichen Vorgaben über die höchst-

zulässige Zahl eigener Aktien einmal oder auch mehrfach ausüben, sofern der mit den von der 

Gesellschaft aufgrund dieser Ermächtigung oder sonst erworbenen Aktien verbundene Anteil 

des Grundkapitals zu keinem Zeitpunkt 10% des Grundkapitals übersteigt. Die wiederholte 

Ausübung dieser Ermächtigung ist zulässig. Diese Ermächtigung kann in Verfolgung eines 

oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, durch ein Tochterunternehmen 

(§ 189a Z 7 UGB) oder durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft ausgeübt werden. 

Der Erwerb kann nach Wahl des Vorstands über die Börse oder durch ein öffentliches Ange-

bot oder, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, auf eine sonstige gesetzlich zulässige, zweckmä-

ßige Art erfolgen, insbesondere auch unter Ausschluss des quotenmäßigen Andienungsrechts 

der Aktionäre, das mit einen solchen Erwerb einhergehen kann (umgekehrter Bezugsrechts-

ausschluss) und auch unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten. Der Handel mit eigenen Ak-

tien ist als Zweck des Erwerbs ausgeschlossen. 

b. Der Vorstand wird weiters ermächtigt die erworbenen eigenen Aktien ohne weiteren 

Hauptversammlungsbeschluss wieder über die Börse oder ein öffentliches Angebot zu veräu-

ßern und die Veräußerungsbedingungen festzusetzen.  

Weiters wird der Vorstand für die Dauer von fünf Jahren ab dem Tag der heutigen Beschluss-

fassung ermächtigt, gemäß § 65 Absatz 1b AktG für die Veräußerung eigener Aktien mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats eine andere gesetzlich zulässige Art der Veräußerung als über die 

Börse oder ein öffentliches Angebot zu wählen und über einen allfälligen Ausschluss des Wie-

derkaufsrechts (Bezugsrechts) der Aktionäre zu beschließen und die Veräußerungsbedingun-

gen festzusetzen. Diese Ermächtigung umfasst insbesondere, aber nicht ausschließlich, die 

Veräußerung eigener Aktien auf andere gesetzlich zulässige Art der Veräußerung als über die 

Börse oder ein öffentliches Angebot zu den folgenden Zwecken: 



i. Um in dem Umfang, in dem es erforderlich ist, durch die Gesellschaft oder ihren 

Tochterunternehmen (§ 189a Z 7 UGB) ausgegebene oder noch auszugebende 

Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechte) mit Wandlungs- oder Options-

rechten bzw einer Wandlungspflicht zu bedienen; 

ii. um Aktien an Arbeitnehmer, leitende Angestellte und Mitglieder des Vorstands der 

Gesellschaft oder ihrer Tochterunternehmen (§ 189a Z 7 UGB) zu Vergütungszwe-

cken zu übertragen; 

iii. um die Aktien gegen eine nicht in Barleistung bestehende Gegenleistung veräußern zu 

können, sofern dies zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen mit 

einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden Vermögensgegenständen 

erfolgt; 

iv. um eine sogenannte Aktiendividende (scrip dividend) durchzuführen, bei der den Ak-

tionären der Gesellschaft angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise 

(ganz oder teilweise) als Sacheinlage gegen Übertragung eigener Aktien einzulegen; 

v. um die Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder durch öffentliches An-

gebot an alle Aktionäre veräußern zu können, wenn die Ausübung der gegenständli-

chen Ermächtigung im Ausübungszeitpunkt im Einklang mit den jeweils anwendbaren 

gesetzlichen Voraussetzungen sachlich gerechtfertigt ist.  

c. Zudem wird der Vorstand ermächtigt, die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien 

zur Gänze oder teilweise ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats einzuziehen. Die Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung um den auf die ein-

gezogenen Aktien entfallenden Teil des Grundkapitals. 

Die Ermächtigungen (Punkte a. bis c.) können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, 

einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen erfassen auch die Verwen-

dung von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien der Gesellschaft, sowie von gemäß § 66 

AktG von Tochterunternehmen bzw Dritten auf Rechnung der Gesellschaft oder eines Toch-

terunternehmens erworbenen Aktien der Gesellschaft. Weiters gelten die in den Punkten b. 

und c. erteilten Ermächtigungen sowohl für am Tag dieser Beschlussfassung bereits von der 

Gesellschaft gehaltene eigene Aktien als auch für künftig zu erwerbende eigene Aktien. 

d. Die entsprechenden Ermächtigungen laut Tagesordnungspunkt 6 der Hauptversammlung 

der Gesellschaft vom 30. April 2019 wird hiermit widerrufen." 

 

 

Wien, im November 2020 

Der Vorstand 


